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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 


1. Abgeordneter 

Kirschner 


(SPD) 


Wie werden sich die von der Bundesregierung 
beabsichtigte Erhöhung der Vor steuerpauschale 
um 5 V. H. ab 1. Juli 1984 und die Agrarbeschlüs- 
se der EG auf die Einkommen der landwirt- 
schaftlichen Vollerwerbsbetriebe, gestaffelt 
nach Vierteln wie im Agrarbericht, auswirken? 


2. Abgeordneter 

Kirschner 

(SPD) 


Auf welchen Betrag belaufen sich die nationalen 
Beihüfen und Subventionen im letzten Jahr für 
die Landwirtschaft, und wie gtiedem sie sich 
auf? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
das Post- und Fernmeidewesen 


3. Abgeordneter 
Fischer 
(Osthofen) 
(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, die 2000 jungen 
Fernmeldetechniker, deren Ausbüdung im Spät- 
sommer dieses Jahres beendet sein wird, bei der 
Deutschen Bundespost weiter zu beschäftigen? 


4. Abgeordnete 

Frau 

Reetz 

(DIE GRÜNEN) 


Welche postpolitischen Ziele verfolgte Bundes- 
postminister Schwarz- Schilling mit seiner Reise 
nach China, die er, wie das Nachrichtenmagazin 
DER SPIEGEL Nr. 17/84, Seite 25, berichtet, zu- 
sammen mit seiner Ehefrau unternahm, und wie 
wurden die Kosten der Reise gedeckt? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 


5. Abgeordneter 

Dr. Sperling 

(SPD) 


Welche Maßnahmen plant die Bundesregierung, 
um entsprechend der Ankündigung von Bundes- 
wohnungsbauminister Dr. Schneider die Zustän- 
digkeiten von Architekten zu klären und ihre 
Verantwortung zu definieren, um damit eine 
Kongruenz zwischen Kompetenz und Verant- 
wortiichkeit wiederherzustellen? 


6. Abgeordneter 

Dr. Sperling 

(SPD) 


Plant die Bundesregierung konkrete Maßnah- 
men, um die Architekturfreiheit wiederherzu- 
stellen, soweit sie durch den „pohtischen Kalen- 
der" eingeschränkt wird? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


7. Abgeordnete 

Frau 

Odendahl 

(SPD) 


Wie hat sich nach Auffassung der Bundesregie- 
rung die Zahl der BAföG-Anträge von Studien- 
anfängern in Aachen und Freiburg bei richtiger 
Zählung entwickelt -in einer Erklärung des 
Bundesministeriums für Büdung und Wissen- 
schaft vom 18. Aprü 1984 wurde die Umfrage des 
Deutschen Studentenwerks über Änderungszah 
len bzw. Rückgang der BAföG-Anträge von Stu- 
dienanfängern insbesondere hinsichtlich der Er- 
gebnisse in Aachen und Freiburg kritisiert und 
welche neuen Ergebnisse hegen vor? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 


8. Abgeordneter Was hat die Erstellimg des vom Bundesministe - 

Schwenninger rium für wirtschafthche Zusammenarbeit heraus- 

(DIE GRÜNEN) gegebenen Posters „Von Kindern in fernen Län- 

dern" insgesamt gekostet? 


9. Abgeordneter 
Schwenninger 
(DIE GRÜNEN) 


Wurde vor Erstellung cheses Posters die seit lan- 
gen Jahren vom Bundesministerium für wirt- 
schafthche Zusammenarbeit finanzieU unter- 
stützte Arbeitsgruppe „Dritte Welt in der Grund- 
schule" unter Leitung von Prof. Rudolf Schmitt, 
Bremen, dazu konsultiert, und wenn nein, war- 
um nicht? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Arbeit 
und Sozialordnung 


10. Abgeordneter 

Berschkeit 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß, nachdem 
zum Jahresbeginn die bisher unentgelthche Be- 
förderung Schwerbehinderter im Eisenbahnper- 
sonenverkehr eingesteUt wurde und ab 1 . Aprü 
1984 der Kreis der freifahrtberechtigten Behin- 
derten im öffenthchen Personennahverkehr 
(ÖPNV) ebenfaUs in mehrfacher Hinsicht be- 
grenzt wurde, an den RoUstuhl gebundene, z. B. 
Miütiple-Sklerose-Behinderte, die sogar die 
Wertmarke für den ÖPNV ohne Eigenbeteih- 
gung erhalten haben, keine Verkehrsmittel im 
ÖPNV mehr benutzen können? 


11. Abgeordneter 

Berschkeit 


(SPD) 


War es Absicht der Bundesregierung, bei der 
Änderung des Schwejbehindertenrechts die an 
den Rollstuhl gebundenen Schwerbehinderten, 
die ohnehin nur unter sehr widrigen Umständen 
eine Fahrt mit der Deutschen Bundesbahn ma- 
chen können — in der Regel im Gepäckabteü — 
und mit ihrem Rollstuhl kein anderes öffentii- 
ches Verkehrsmittel benutzen können, auch 
noch die Fahrt im einzigen öffentlichen Ver- 
kehrsmittel (Gepäckabteü) bezahlen zu lassen? 
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12. Abgeordneter 

Jaunich 

(SPD) 


Warum hält die Bundesregierung an dem bereits 
in der Regierungserklärung angekündigten Ziel 
fest, mit d^m Abbau der Mischfinanzierung im 
Krankenhausbereich zu beginnen, obwohl in- 
zwischen alle im Krankenhaus wesen verant- 
wortlichen Verbände und sogar einige Länder- 
fachminister den Rückzug des Bundes aus der 
Mischfinanzierung im Krankenhausbereich ab- 
gelehnt haben? 


13. Abgeordneter 

Jaunich 

(SPD) 


Beabsichtigt die Bundesregierung weiterhin, 
den Rückzug des Bundes aus der Mischfinanzie- 
rung im Krankenhausbereich zum 1. Januar 1985 
mit einer Neuordnung der Krankenhausfinanzie- 
rung zu verbinden, oder bedeutet die Erarbei- 
tung der Regelungen zum Abbau der Mischfi- 
nanzierung durch den Bundesminister der Fi- 
nanzen, daß außer der Kostenverlagerung auf 
die Länder zur Lösung der Krankenhausfinan- 
zierungsprobleme nichts geschieht? 


14. Abgeordneter 

Hauck 


(SPD) 


Welche Chancen sieht die Bundesregierung an- 
gesichts der zum Teü sehr unterschiedlichen In- 
itiativen und Vorstellungen einzelner Bundes- 
länder, eine Neuordnung der Krankenhausfi- 
nanzierung vorzuschlagen, die von der Mehrheit 
der Bundesländer akzeptiert wird und zugleich 
den drängenden Problemen in diesem Bereich 
Rechnung trägt? 


15. Abgeordneter 

Hauck 


(SPD) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, einen Teil der 
Investitionskosten im Krankenhausbereich auf 
die Krankenkassen zu verlagern, und wenn ja, 
wie ist diese Absicht mit dem Ziel zu vereinba- 
ren, die Beitragssätze in der gesetzlichen Kran- 
kenversicherung stabü zu halten? 


16. Abgeordnete 

Frau 

Fuchs 

(Köln) 

(SPD) 


In welcher Weise beabsichtigt die Bundesregie- 
rung, die Empfehlungen der von ihr eingesetzten 
„Beratergruppe zur Neuordnung der Kranken- 
hausfinanzierung", vor allem die Abkehr vom 
vollpauschalierten Pflegesatz, vom Kostendek- 
kungsprinzip und von der ausschließÜch staatli- 
chen Bedarfsplanung, zu berücksichtigen? 


17. Abgeordnete 

Frau 

Fuchs 

(Köln) 

(SPD) 


Wie gedenkt die Bundesregierung das im Sozial- 
bericht 1983 genannte Ziel, die Krankenhäuser 
gleichgewichtig in die Kostendämpfung in der 
gesetzhchen Krankenversicherung einzubezie- 
hen, umzusetzen? 


18. Abgeordneter 

Lutz 


(SPD) 


Wie wül die Bundesregierung sicherstellen, daß 
zumindest die Mittel, die der Bund in der Ver- 
gangenheit für die Krankenhausfinanzierung 
bereitgestellt hat, auch in Zukunft durch die Län- 
der und Gemeinden dem Krankenhausbereich 
zur Verfügung gestellt und nicht für andere 
Zwecke verwendet werden? 
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19. Abgeordneter 
Lutz 
(SPD) 


20. Abgeordneter 
Egert 
(SPD) 


21. Abgeordneter 
Egert 
(SPD) 


22. Abgeordneter 
Gilges 
(SPD) 


23. Abgeordneter 

Gilges 

(SPD) 


24. Abgeordneter 

Dr. von Bülow 

(SPD) 


25. Abgeordneter 

Dr. von Bülow 

(SPD) 


Wie bewertet die Bundesregierung die Wettbe- 
werb snach teile zwischen den öffentlichen und 
freigemeinnützigen Krankenhäusern, die da- 
durch entstehen, daß . die freien und gemeinnüt- 
zigen Krankenhausträger nicht — wie die kom- 
munalen Krankenhausträger — die Möghchkeit 
haben, die Finanzierungslücken aus öffenüichen 
Mitteln zu decken? 


Welche Möglichkeiten und Kompetenzen ver- 
bleiben der Bundesregierung nach dem Rückzug 
aus der Mischfinanzierung im Krankenhausbe- 
reich, vör allem hinsichüich der finanziellen Si- 
cherung und Fortentwicklung besonderer, län- 
derübergreifender Aufgaben im Krankenhaus- 
bereich (z.B. länderübergreifende Krankenhaus- 
einrichtungen für Herzchirurgie und Schwerst- 
brandverletzungen) und bei der Umstellung 
nicht bedarfsnotwendiger Versorgungseinheiten 
auf andere Aufgaben (z. B. für Pflegefälle)? 


Welche Maßnahmen plant die Bundesregierung, 
um dem Problem der Fehlbelegungen in den 
Krankenhäusern entgegenzuwirken (insbeson- 
dere in den im Sozialbericht 1983 genannten 
Bereichen ambulante Sozialstationen, häusliche 
Pflege, Abstimmung von Krankenhausversor- 
gung und kassenärzüicher Versorgung)? 


Wie hoch schätzt die Bundesregierung den Inve- 
stitionsstau im Krankenhausbereich, und was 
gedenkt die Bundesregierung zum Abbau dieses 
- auch beschäftigungspolitisch schädlichen - In- 
vestitionsstaus beizutragen? 


Teilt die Bundesregierung die Einschätzung ver- 
schiedener Experten, die bei einem Reinvesti- 
tionsbedarf im Krankenhausbereich von 6 Mil- 
liarden DM und öffentlichen Finanzhilfen von 
4,3 Milliarden DM für 1983 eine erhebliche Fi- 
nanzierungslücke festgestellt haben, und was 
gedenkt die Bundesregierung zum Abbau dieser 
Finanzierungslücke zu unternehmen? 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung der 
Kinderrettungsstiftung Björn Chriske, wonach 
die Bundesrepubhk Deutschland im Bereich der 
Behandlung von Verbrennungsschäden, insbe- 
sondere bei Kindern, finsterste Provinz sei? 


Wie gedenkt die Bundesregierung angesichts 
des Rückzugs des Bundes aus der Krankenhaus- 
finanzierung auf Länder und Kommunen Einfluß 
zu nehmen, um diesen Mangel abzuhelfen? 
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26. Abgeordneter 
Grünbeck 
(FDP) 


Steht der Bundesregierung Zahlenmaterial über 
den finanziellen Umfang freiwiUiger sozialer Lei- 
stungen von Unternehmen an Betriebsangehöri- 
ge zur Verfügung, und in welchem Verhältnis 
stehen diese freiwiUigen sozialen Leistungen zu 
den gesetzhch vorgeschriebenen? 


27. Abgeordneter 
Stiegler 
(SPD) 


Wie sind die Mittel für Arbeitsbeschaffungsmaß- 
nahmen der Bundesanstalt für Arbeit auf die 
einzelnen Landesarbeitsamtsbezirke verteüt 
worden, und hält die Bundesregierung ange- 
sichts des imterschiedlichen Mittelabflusses die- 
sen Verteilungsschlüssel für veränderungsfähig? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


28. Abgeordneter 
Würtz 
(SPD) 


Sind dem Bundesminister der Verteidigung noch 
immer Klagen von ausgeschiedenen bzw. aus- 
scheidenden Berufssoldaten über ungenügendes 
sogar mangelhaftes Informationsmaterial des 
Dienstherrn beim Dienstende bekannt, und 
wenn ja, welche Maßnahmen sind geplant, um 
diesen Mißstand zu beseitigen? 


29. Abgeordneter 
Würtz 
(SPD) 


Wie bewertet der Bundesminister der Verteidi- 
gung die Senkung des Versetzimgsumfangs im 
Jahre 1982 auf etwas mehr als 9000 Famiüen, 
und wie sehen die Zahlen für 1983 sowie für das 
erste Halbjahr 1984 aus? 


30. Abgeordneter 

Hom 


(SPD) 


Wie viele Übungen und Mannöver der Land- 
streitkräfte in der Bundesrepublik Deutschland 
(Bundeswehr, nationale Übungen der Stationie- 
rungsstreitkräfte, NATO-Übungen) haben im 
Jahr 1983 das Gebiet des Vogelsberg-Kreises 
berührt, und von wie vielen Übungen wird der 
Vogelsberg-Kreis im Jahr 1984 voraussichtlich 
berührt werden? 


31. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Skarpelis-Sperk 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß während 
eines Manövers des Panzerbataillons Landsberg/ 
Lech in dem Ort Webams bei Kaufbeuren (Land- 
kreis Ostallgäu) aus einem Panzer mit - wie sich 
später herausstellte- Platzpatronen auf eine 
Frau und deren vierjährige im Garten spielende 
Tochter geschossen wurde (siehe Bericht der 
ALLGÄUER ZEITUNG vom 8. Mai 1984)? 


32. Abgeordnete Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 

Frau derartige Vorfälle in Zukunft zu verhindern? 

Dr. Skarpelis-Sperk 

(SPD) 
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33. Abgeordneter 
von Schmude 
(CDU/CSU) 


Wi^ hoch ist derzeit der Anteil der Wehrpflichti- 
gen, der auf Grund mangelnder Taughchkeit 
weder Wehrdienst noch Ersatzdienst leistet, und 
welche Überlegung stellt die Bundesregierung 
an, um die Taughchkeitsfeststellung realistischer 
und gerechter zu treffen? 


34. Abgeordneter 
von Schmude 

(CDU/CSU) 


Wieviel Einsprüche gegen die festgesetzte Taug- 
hchkeitsstufe sind anhängig, und ist der Bundes- 
regierung bekannt, wie hoch der Prozentsatz 
bei denjenigen Wehrpflichtigen ist, die nach ab- 
gelehnten Einsprüchen gegen die Tauglichkeit 
als Kriegsdienstverweigerer anerkannt werden 
wollen? 


35. Abgeordnete 

Frau 

Simonis 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß die 
Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts 
von 1984, die bisher geübte Praxis, daß ange- 
sichts der Doppelnatur des Sanitätsoffiziers 
(einerseits Arzt, andererseits Soldat) das Dienst- 
recht des Soldaten das ärztliche Berufsrecht 
nicht außer Kraft setzen könne, nicht mehr Gül- 
tigkeit hat, und welche Konsequenzen hat dies 
gegebenenfalls für weibliche Sanitätsoffiziere? 


36. Abgeordneter 
Dr. Klejdzinski 
(SPD) 


Welche Gründe sind dafür ausschlaggebend, 
daß entgegen der bisherigen Ankündigung der 
Bundesregierung das deutsch-amerikanische 
Regierungsabkommen über PATRIOT/ROLAND 
nicht während der NATO-Tagung vom 15. bis 
17. Mai 1984 in Brüssel unterzeichnet worden 
ist? 


37. Abgeordneter 

Dreßler 

(SPD) 


Sind zum Transport der Druckexemplare der 
Protokolle des Stuttgarter Parteitages der CDU 
von der Druckerei nach Stuttgart im Eigentum 
der Bundesregierung stehende Transportmittel 
benutzt worden, insbesondere Flugzeuge? 


38. Abgeordneter 

Dreßler 


(SPD) 


Wenn ja, durch wen ist die Inanspruchnahme 
dieser Transportmittel veranlaßt worden? 


39. Abgeordneter 
Hedrich 
(CDU/CSU) 


Welche Möglichkeiten sieht das Bundesministe- 
rium der Verteidigung, die Bemühungen der 
Bundesregierung zur Beseitigung der Jugendar- 
beitslosigkeit zu unterstützen? 


40. Abgeordneter 
Hedrich 

(CDU/CSU) 


Sind die bisher im Geschäftsbereich des Bundes- 
ministeriums der Verteidigung bereitgestellten 
Ausbüdungsplätze durch Kürzung der Haus- 
haltsmittelansätze und gegebenenfalls andere 
Sparmaßnahmen gefährdet? 
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41. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Czempiel 

(SPD) 


42. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Czempiel 

(SPD) 


43. Abgeordneter 

Immer 

(Altenkirchen) 

(SPD) 


44. Abgeordneter 

Immer 

(Altenkirchen) 

(SPD) 


45. Abgeordneter 

Reents 

(DIE GRÜNEN) 
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Hat der Bundesminister der Verteidigung seine 
Zustimmung für die inzwischen fertiggestellten 
Bauarbeiten der US- Streitkräfte auf der von ih- 
nen als Hubschrauberplatz benutzten Liegen- 
schaft in Fulda/Sickels gegeben, bzw. ist er über 
den vollen Umfang der Bauarbeiten von den 
amerikanischen Streitkräften unterrichtet 
Wörden? 


Ist der Bundesminister der Verteidigung der Auf- 
fassung, daß es notwendig war, fast die gesamte 
Fläche des Flugplatzes zu betonieren oder ist er 
vielmehr mit mir der Auffassung, daß für die US- 
Streitkräfte in Fulda/Sickels eine Flugplatzanla- 
ge ausreichend gewesen wäre, wie sie übhcher- 
weise bei der Bundeswehr und auch auf anderen 
amerikanischen Flugplätzen vorhanden ist? 


Was gedenkt die Bundesregierung zu veranlas- 
sen, damit sich der Absturz einer Müitärmaschi- 
ne mit unabsehbaren katastrophalen Folgen 
- wie in Linz am Rhein - nicht wiederholen kann, 
und inwieweit ist sie in der Lage, auf die NATO- 
Partner erfolgreich einzu wirken, daß sie sich ge- 
gebenenfalls den Entscheidungen unterwerfen? 


Wie beurteüt die Bundesregierung die Tatsache, 
daß die abgestürzte niederländische Düsenma- 
schine mit dem Zusatztreibstoff Hydrazin ausge- 
rüstet war, der als hochgiftig bekannt ist und bei 
Beschädigung des Behälters in Linz am Rhein 
eine Katastrophe hätte herbeiführen können, 
wobei im Absturzgebiet rund 900 Personen 
- einschließlich der 200 Patienten und 200 Pfle- 
gekräfte im 150 Meter von der Absturzstelle ge- 
legenen Krankenhauses- getötet oder verletzt 
worden wären, und was gedenkt sie zu tun, 
damit in Zukunft solche hochgiftigen Stoffe nicht 
mehr verwendet werden? 

Hält die Bundesregierung die folgenden von ihr 
vertretenen Angaben über die Anzahl der statio- 
nierten sowjetischen Mittelstreckenraketen vom 
Typ SS 20 weiterhin für gesichert 

a) 351 SS 20 im März 1983 (laut Bericht zur 
Rüstungskontrolle und Abrüstung 1983, Un- 
terrichtung durch die Bundesregierung; Ta- 
belle auf S. 18); 

b) Bundesverteidigungsminister Wörner am 
15. Juni 1983; „Jetzt hat die Sowjetunion 351 
SS 20" (Plenarprotokoll 10/13, S. 721 D); 

c) „Im September 1983 verfügte die Sowjetuni- 
on über 39 Stellungen mit 351 einsatzbereiten 
SS 20-Raketen" (Weißbuch 1983, S. 77); 

d) Bundes Verteidigungsminister Wörner am 
22. November 1983: Es sei eine „Tatsache, 
daß die Sowjets während der Verhandlungen 
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-im übrigen: bis zum heutigen Tage - jede 
Woche eineinhalb Raketen in Stellung ge- 
bracht haben" (Plenarprotokoll 10/36, S. 
2462 A); 

und welche Erkenntnisse hat die Bundesregie- 
rung über die gegenwärtig stationierte Anzahl 
sowjetischer SS 20 vorliegen? 


46. Abgeordneter 

Reents 

(DIE GRÜNEN) 


Kann die Bundesregierung die Meldung der „In- 
ternational Herald Tribüne" vom 28. Mai 1984 
bestätigen, die sich auf offizielle Quellen aus den 
Verteidigungsministerien der USA und der Bun- 
desrepublik Deutschland beruft, wonach künftig 
keine Ankündigungen weiterer Raketenstatio- 
nienmgen von Pershing II und Cruise Missües in 
der Bimdesrepublik Deutschland mehr gemacht 
werden sollen, um einen öffentlichen Protest da- 
gegen zu vermeiden, imd wenn ja, soll sich diese 
Geheimhaltung dann auch auf die endgültig be- 
absichticfte Zahl der in der Bundesrepublik 
Deutschland stationierten Pershing II und Cruise 
Missües erstrecken? 


47. Abgeordneter 

Jungmann 

(SPD) 


Trifft es zu, daß an der Hochschiüe der Bundes- 
wehr in Hamburg im Fachbereich Pädagogik 
eine C4 -Professurvertretung entgegen dem Be- 
schluß des zuständigen Fachbereichsrats Päd- 
agogik auf einseitige Entscheidung des Bundes- 
ministers der Verteidigung vom 31. März 1984 
bis zum 30. September 1984 verlängert wurde, 
und wenn ja, warum wurde der für die Belange 
der wissenschaftlichen Lehre allein zuständige 
Fachbereichsrat Pädagogik nicht eingeschaltet? 


48. Abgeordneter 

Jungmann 

(SPD) 


Ist es richtig, daß der Bundesminister der Vertei- 
digung beabsichtigt, den jetzigen Vertreter der 
C4-Professur „Allgemeine Pädagogik" auf Dau- 
er zu berufen, obwohl die zuständige Berufungs- 
kommission und ein unabhängig urteüender 
Professor der Universität Hamburg bei der Prü- 
fung der Bewerbung zu dem Ergebnis gekom- 
men sind, daß der Bewerber „auch im zweiten 
Verfahrensdurchlauf trotz mehrfacher gründli- 
cher Prüfung nicht konkurrenzfähig" ist? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 


49. Abgeordneter 

Breuer 


(CDU/CSU) 


Wie bewertet die Bundesregierung den Bedarf 
für eine überregionale Straßenverkehrsverbin- 
dung zwischen dem Autobahnkreuz Olpe-Süd 
und Hattenbach (Nord- Ost-Hessen), nachdem 
sich sowohl die nordrhein-westfälische als auch 
die hessische Landesre0erung gegen einen 
Weiterbau der Bundesautobahn 4 ausgespro- 
chen haben? 
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50. Abgeordneter 

Breuer 


(CDU/CSU) 


Würde die Bundesregierung auf Vorschlag des 
Landes Nordrhein-Westfalen bei der Fortschrei- 
bung des Bedarfsplanes für Bundesfemstraßen 
im Bereich des Kreises Siegen- Wittgenstein als 
Ersatz für einen Weiterbau der Bundesauto^ 
bahn 4 einer reinen Verbesserung der bestehen- 
den innerregionalen Straßenverkehrswege, also 
einer faktischen Niülösung bezügüch der über- 
regionalen Straßenverkehrsverbindungen zu- 
stimmen können? 


51. Abgeordneter 

Saurin 


(CDU/CSU) 


Ist angesichts der verstärkten Attraktivität für 
den Schienenverkehr über die Vogelflughnie da- 
mit zu rechnen, daß die geplante Eisenbahn- 
Fährverbindung zwischen Lübeck und Trelle- 
borg bzw. Malmö in absehbarer Zeit nicht mehr 
zustande kommen wird? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


52. Abgeordnete 

Frau 

Dn Hamm-Brücher 

(FDP) 


Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung 
darüber, in wieviel Fällen in den letzten zwei 
Jahren Anträge von Bürgern der Bundesrepubhk 
Deutschland für Einreisevisa nach Südafrika sei- 
tens der südafrikanischen Regierung abgelehnt 
wurden? 


53. Abgeordnete Erwägt die Bundesregienmg ihrerseits die Ein- 

Frau führung von Einreisevisa für Südafrikaner, falls 

Dr. Hamm-Brücher die restriktive Haltung Südafrikas sich nicht än- 
(FDP) dert, und welche anderen Konsequenzen erwägt 

die Bundesregierung? 


54. Abgeordneter 

Dr. Scheer 

(SPD) 


55. Abgeordneter 

Dr. Scheer 


(SPD) 


Hält die Bimdesregierung fest an ihrer Aufas- 
sung, die Strategische Verteidigungsinitiative 
(SDI) Präsident Reagans stehe im Einklang mit 
dem „Vertrag zwischen den Vereinigten Staaten 
von Amerika und der Sowjetunion vom 26. Mai 
1972 über die Begrenzung der Systeme zur Ab- 
wehr ballistischer Flugkörper " ? 

Wie vereinbart die Bundesregierung die Ver- 
pflichtung der Vertragspartner des genannten 
Vertrages, gemäß Artikel V „keine ABM-Syste- 
me oder Bestandteile zu entwickeln, zu erproben 
oder zu dislozieren ..." mit der schriftiichen Er- 
klänmg Verteidigungsminister Weinbergers 
vom 6. März 1984, er habe zusätzhche 250 Mil- 
honen Dollar beantragt, „um mit dem Erproben 
der Tödhchkeit von Waffen zu beginnen, das 
Überleben von Weltraumfahrzeugen zu erfor- 
schen und andere neue technologische Chancen 
zu erkunden"? 


56. Abgeordneter Bleibt ein Hauptziel unserer Außenpohtik die 

Dr. Czaja Überwindung der Teüung Deutschlands und Eu- 

(CDU/CSU) ropas durch friedhchen Wandel? 
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57. Abgeordneter 
Dr. Czaja 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 
eine langfristige Entfaltung der Ost-West-Bezie- 
hungen nicht die sowjetische Auffassung von der 
„friedhchen Koexistenz", wie sie im Sinne ihrer 
ständigen Auslegung auch vor kurzem Außen- 
minister Gromyko zum 114. Geburtstag Lenins 
öffentiich darlegte, zur Grundlage haben kann, 
und hält sie die Zeit für reif zu substantiellen 
Gesprächen über die Gestaltung langfristiger 
Ost-West-Beziehungen? 


58. Abgeordneter 

Voigt 

(Frankfurt) 

(SPD) 


Trifft es zu, daß MitgHeder der Bundesregierung 
eine Petition der „Schlesischen Jugend" unter- 
zeichnet haben, in der die Wiederbelebung der 
wirtschaftiichen Beziehimgen zwischen der Bun- 
desrepubhk Deutschland und der Volksrepubhk 
Polen von der Einräumung von Minderheitsrech- 
ten für die Deutschen in „ Schlesien und anderen 
Teilen Ostdeutschlands" abhängig gemacht 
wird, und trifft es weiter zu, daß diese Petition 
vom Staatsminister im Bundeskanzleramt, Vo- 
gel, nicht mu entgegengenommen worden ist, 
sondern daß von ihm darüber eine Presseerklä- 
rung herausgegeben und über den Informations - 
funk des Bundespresseamtes an alle Auslands- 
vertretungen der Bundesrepublik Deutschland 
verbreitet worden ist, in der ebenfalls die Formu- 
herung „in Schlesien und anderen Teilen Ost- 
deutschlands" verwendet wurde? 


59. Abgeordneter 

Voigt 

(Frankfurt) 

(SPD) 


Trifft es zu, daß das Auswärtige Amt in einer 
späteren Ausgabe des Informationsfunks die 
Presseerklärung von Staatsminister Vogel da- 
durch korrigiert hat, daß es die Worte „in Schle- 
sien und anderen Teüen Ostdeutschlands" durch 
die Worte ersetzt hat „in Schlesien und anderen 
Teüen Mittel- und Osteiuopas", und wie hat der 
Bundeskanzler auf den Protest reagiert, der ge- 
gen diese „Korrektur" des Auswärtigen Amtes 
bei ihm eingelegt worden ist? 


60. Abgeordneter 

Dr. Ehmke 
(Bonn) 

(SPD) 


Teüt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
die von Mitghedern der Bundesregierung unter- 
schriebene und vom Bundeskanzleramt nicht 
nur entgegengenommene, sondern auch ver- 
breitete Petition der „Schlesischen Jugend" mit 
der Formuherung „in Schlesien und anderen 
Teüen Ostdeutschlands" im Widerspruch zu 
Buchstaben und Geist des Warschauer Vertrages 
vom 7. Dezember 1970 steht? 


61. Abgeordneter 

Dr. Ehmke 
(Bonn) 

(SPD) 


Teüt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
die angeführte Formutieiung von unseren polni- 
schen Nachbarn als Provokation verstanden 
wird, und was hat der Bimdeskanzler unternom- 
men, um dem entgegenzutreten und Zweifel an 
der Vertragstreue der derzeitigen Bundesregie- 
rung auszuräumen? 
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62. Abgeordneter 

Becker 

(Nienberge) 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, an der Politik des 
Ausgleichs und der Fortentwicklung der Bezie- 
hungen nach dem Vertrag zwischen der Bundes - 
repubhk Deutschland und der Volksrepubhk Po- 
len über die Grundlagen der Normahsierung ih- 
rer gegenwärtigen Beziehungen vom 7. Dezem- 
ber 1970 gemäß Sinn und Wortlaut unbeirrt fest- 
zuhalten? 


63, Abgeordneter 

Schmitt 

(Wiesbaden) 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, die uneinge- 
schränkte Gültigkeit des Vertrages zwischen der 
BundesrepubÜk Deutschland und der Volksre- 
pubhk Polen über die Grundlagen der Normah- 
sierung ihrer gegenwärtigen Beziehungen vom 
7. Dezember 1970 zu bekräftigen? 


64. Abgeordneter 
Sielaff 
(SPD) 


Kann die Bundesregierung aus dem Vertrag zwi- 
schen der Bundesrepubhk Deutschland und der 
Volksrepubhk Polen über die Grundlagen der 
Normahsierung ihrer gegenwärtigen Beziehun- 
gen vom 7. Dezember 1970, insbesondere die Be- 
stimmungen des Artikels I, Abs. 1 „die Bundes- 
repubhk Deutschland und die Volksrepubhk Po- 
len stehen übereinstimmend fest, daß die beste- 
hende Grenzhnie ihren Verlauf im Kap. IX der 
Beschlüsse der Potsdamer Konferenz vom 2. Au- 
gust 1945 von der Ostsee unmittelbar westhch 
von Swinemünde und von dort die Oder entlang 
bis zur Einmündung der Lausitzer Neiße und der 
Lausitzer Neiße entlang bis zur Grenze mit der 
Tschechoslowakei festgelegt worden ist, die 
westhche Staatsgrenze der Volksrepubhk Polen 
bildet" als absolut gültig bestimmen? 


65. Abgeordnete 

Frau 

Weyel 

(SPD) 


Kann die Bundesregierung wegen aktueUer Äu- 
ßerungen polnischer und deutscher Pohtiker den 
Absatz 2 des Artikels I des Vertrages zwischen 
der Bundesrepubhk Deutschland und der Volks- 
repubhk Polen über die Grundlagen der Norma- 
hsierung ihrer gegenwärtigen Beziehungen vom 
7. Dezember 1970 „Sie bekräftigen die Unver- 
letzhchkeit ihrer bestehenden Grenzen jetzt und 
in der Zukunft und verpflichten sich gegenseitig 
zur uneingeschränkten Achtung ihrer territoria- 
len Integrität" als jederzeit gültig unterstrei- 
chen? 


66. Abgeordneter 

Waltemathe 


(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, den Absatz 3 des 
Artikels I des Vertrages zwischen der Bundesre- 
pubhk Deutschland und der Volksrepubhk Polen 
über die Grundlagen der Normahsierung ihrer 
gegenwärtigen Beziehungen vom 7. Dezember 
1970 „Sie erklären, daß sie gegeneinander kei- 
nerlei Gebietsansprüche haben und solche auch 
in Zukunft nicht erheben werden" jetzt und in 
Zukunft als Bestandteü deutscher Pohtik beson- 
ders hervorheben? 
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67. Abgeordneter 
Bindig 
(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß es unter 
der derzeitigen Regierung der Islamischen Repu- 
blik Iran zu schätzungsweise 30000 Ermordun- 
gen von Angehörigen oppositioneller Parteien 
sowie rehgiöser und ethnischer Minderheiten 
gekommen ist, und welche konkreten Schritte 
sind von der Bundesregierung angesichts dieser 
gravierenden fortwährenden Menschenrechts- 
verletzungen im Iran etfolgt, oder gedenkt sie zu 
unternehmen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


68. Abgeordneter 
Kuhlwein 
(SPD) 


Was hat den Bundesminister des Innern veran- 
laßt, ein Schulbuch in Auftrag zu geben, das 
nach Pressemitteilungen in 80000 Exempleiren 
an Lehrer und Schüler des 9. und 10. Schuljahres 
verteilt werden soll und das nach den gleichen 
Presseberichten der geistig-politischen Ausein- 
andersetzung mit extremistischen Bestrebungen 
dienen und zu aktuellen politischen Problemen 
der inneren Sicherheit Stellung nehmen soll? 


69. Abgeordneter 

Kuhlwein 


(SPD) 


Wer wurde als Autor beauftragt, und welche 
Vorgaben wurden dem Autor gegeben? 


70. Abgeordneter 

Weisskirchen 

(Wiesloch) 

(SPD) 


Hat der Bundesminister des Innern seinen Plan, 
ein Schulbuch zur geistig- politischen Auseinder- 
setzung mit extremistischen Bestrebungen her- 
ausgegeben (siehe Frankfurter Rundschau vom 
24. Mai 1984), mit den Ländern und den Kultus- 
ministern der Länder abgestimmt, die die verfas- 
sungsmäßige Zuständigkeit für die Genehmi- 
gung von Schulbüchern haben? 


71. Abgeordneter 

Weisskirchen 

(Wiesloch) 

(SPD) 


Aus welchen Etatmitteln wird das Vorhaben des 
Bundesministers des Innern, ein Schulbuch zur 
geistig-politischen Auseindersetzung mit extre- 
mistischen Bestrebungen herauszugeben, finan- 
ziert? 


72. Abgeordnete 

Frau 

Reetz 

(DIE GRÜNEN) 


Auf Grund welcher Informationen besteht die 
Bimdesregierimg auf Fälschungssicherheit für 
den geplanten maschinenlesbaren Personalaus- 
weis konkret, welche Zahlen sind der Bundesre- 
gierung bekannt über erfolgreiche Kriminalität s- 
bekämpfung durch die Aufdeckung von Fäl- 
schungen des Personalausweises? 


73. Abgeordneter 

, Dr. Enders 

(SPD) 


In welchen Standorten des Bundesgrenzschutzes 
wird die Arbeitsgruppe in der Waffen Werkstatt 
aufgelöst, und wie viele qualifizierte Arbeitsplät- 
ze gehen dadurch verloren? 
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74. Abgeordneter 

Dr. Enders 

(SPD) 


Wie wird die Bundesregierung die von dieser 
Maßnahme betroffenen Vorhandwerker vor 
Nachteilen bewahren, da sie die Vorwerkerzula- 
ge von monatlich 270 DM verhören und eine 
mindere Rentenbemessung hinnehmen müssen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


75. Abgeordneter 

Bachmaier 


(SPD) 


Wie erklärt die Bundesregierung den Wider- 
spruch zwischen ihrer Aussage, es sei derzeit 
nicht erforderhch, das Recht der Untersuchungs- 
haft neu zu ordnen, vielmehr müsse erst das 
Ergebnis einer Untersuchung, die Ende 1985 ab- 
geschlossen sein werde, abgewartet und sorgfäl- 
tig geprüft werden (Protokoll der 67. Sitzung 
vom 12. Apiil 1984, S. 4701), nüt ihrer Äußerung 
vom 24.Aprü 1984 (Drucksache 10/1351), die 
Bundesregierung habe bisher von der Ermächti- 
gung zum Erlaß einer Rechtsverordnung gemäß 
§ 144 Abs. 2 Strafvollzugsgesetz keinen Ge- 
brauch gemacht, weü andere Vorhaben, wie u. a. 
die Regelung der Untersuchungshaft, vorrangig 
zu bearbeiten seien? 


76. Abgeordneter 

Bachmaier 

(SPD) 


77. Abgeordnete 

Frau 

Steinhauer 

(SPD) 


78. Abgeordnete 

Frau 

Steinhauer 

(SPD) 


Läßt die letztgenannte Äußerung den Schluß zu, 
daß die Bundesregierung entgegen der erstge- 
nannten Aussage die Neuordnung des Rechts 
der Untersuchungshaft doch für vordringhch 
hält, und wenn ja, welches ist der gegenwärtige 
Stand der Arbeiten an diesem Gesetzgebungs- 
vorhaben? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß Heimat- 
und ähnhche gemeinnützige Vereine, wenn sie 
im Rahmen ihrer Arbeit Musik oder Gesang dar- 
bieten oder aber Schallplatten und Musikkas- 
setten abspielen lassen, neuerdings erhebliche 
GEMA-Gebühren zahlen müssen, und welche 
Folgerungen zieht sie gegebenenfalls daraus? 


Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
die Existenz dieser ehrenamtlichen Tätigkeit zu 
sichern, und ist sie bereit, gegebenenfalls die 
Gesetze zu ändern und bessere Möghchkeiten 
für die Ablösung der Tantiemen zu schaffen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


79. Abgeordneter 

Kastning 

(SPD) 


Schreibt die Besprechungsniederschrift des Bun- 
desministeriums der Finanzen vom 14. April 
1982- VI C 1 - W 1390 - 5/82 (Besprechungs- 
punkt 17) bei Anträgen zum Erwerb von Erbbau- 
grundstücken des Bundes im Bundestagswahl- 
kreis Nienburg/Schaumburg, bei deren Bearbei- 
tung das Bundesvermögensamt Hannover bei 
der Ermittlung des Verkehrswertes der Grund- 
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80. Abgeordneter 

Kastning 

(SPD) 


81. Abgeordnete 

Frau 

Blunck 

(SPD) 


82. Abgeordnete 

Frau 

Blunck 

(SPD) 


83. Abgeordneter 

Huonker 


(SPD) 


84. Abgeordneter 

Huonker 


(SPD) 


stücke zusätzlich die von den Erbbauberechtig- 
ten bereits gezahlten Erschließungskosten in die 
Werternüttlung aufnimmt, der zuständigen Be- 
hörde unzweifelhaft und zwingend eine Einbe- 
ziehimg bereits gezahlter Erschließimgskosten 
bei der Bodenwertemüttlung vor? 

Ist die Bundesregierung bereit, im Falle einer 
Fehlinterpretation der Besprechungsnieder- 
schrift des Bundesministeriums der Finanzen 
vom 14. April 1982 zu korrekter Verfahrensweise 
aufzufordem oder aber anderenfalls imverzüg- 
lich diese rechtiich und sozicQpohtisch problema- 
tische Verwaltungspraxis zu beenden? 

Wie beurteüt die Bundesregierupg den Umstand, 
daß gemeinnützige Vereine, die etwa durch 
Sammeln und Veräußern von Altpapier erst die 
finanziellen Voraussetzungen für ihre gemein- 
nützige Arbeit schaffen, steuerlich in Anspruch 
und dadurch bei ihrer gesellschaftlich nützlichen 
und wertvollen Tätigkeit erheblich einge- 
schränkt werden? 

Ist die Bundesregierung bereit, im Wege einer 
Gesetzesänderung dafür Sorge zu tragen, daß 
diese Art „wirtschaftiicher" Betätigung gemein- 
nütziger Vereine im Hinblick auf den förde- 
rungswürdigen Zweck zukünftig steuerlich be- 
günstigt wird? 

Ist die Bundesregierung bereit, bei der angekün- 
digten Neuregelung der steuerlichen Förderung 
des Wohnungseigentums neben den Herstel- 
lungs- und Anschaffungskosten (Gebäudeko- 
sten) die Grundstückskosten in die Bemessungs- 
grundlage einzubeziehen, nachdem im Rahmen 
der vom Bundesminister für Raumordnung, Bau- 
wesen und Städtebau öffentlich vertretenen 
Konzeption (Aufhebung der Nutzungswertbe- 
steuerung/Privatgutlösung) für die Beschrän- 
kung der Bemessungsgrundlage auf die Bau- 
kosten keine steuersystematische Notwendig- 
keit besteht, der Anteü der Grundstückskosten 
an den Gesamtkosten, insbesondere in Ballungs- 
gebieten, bis zu 30 V. H. und mehr beträgt und 
die Bundesregierung die Bemessungsgrundlage 
„limitierte Kreditsumme" offenkundig ablehnt? 

Wird die Bundesregierung angesichts der Tatsa- 
che, daß nach ihrer Auffassung die Lage der 
öffentiichen Haushalte neue Subventionen für 
die Landwirtschaft in Milliardenhöhe über die 
Kompensation für den Abbau des Grenzausglei- 
ches hinaus zuläßt, im Rahmen der angekündig- 
ten Neuregelung und Verbesserung der Förde- 
rung des Wohneigentums die Verkürzung der 
Festlegimgsfrist beim Bausparen von zehn auf 
sieben Jahre sowie die Erhöhung der Einkom- 
mensgrenzen und der begünstigten Bauspar- 
summen bei der staatlichen Förderung des Bau- 
sparens Vorschlägen? 
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85. Abgeordneter 

Büchner 

(Speyer) 

(SPD) 


Wann ist die Bundesregierung bereit, die vom 
Deutschen Sportbund (DSB) erhobenen Forde- 
rungen - zuletzt in dem Acht- Punkte- Programm 
des DSB vom 28. Februar 1983- nach weiteren 
steuerlichen Vergünstigungen für die rund 
60 000 Sportvereine zu erfüllen, wie dies der Prä- 
sident des DSB anläßüch des DSB-Bundestages 
am 26. Mai 1984 in Bad Homburg nüt Nachdruck 
gefordert hat? 


86. Abgeordneter 

Büchner 

(Speyer) 

(SPD) 


Welche Forderungen des Antrages auf Drucksa- 
che 8/2668 der Fraktion der CDU/CSU vom 
15. März 1979 nach steuerhchen Vergünstigun- 
gen für die Sportvereine ist die Bundesregierung 
bereit zu erfüllen, und wann können die Sportor- 
ganisationen gegebenenfalls danüt rechnen? 


87. Abgeordneter 
Stiegler 
(SPD) 


Welche Steuerausfälle würde es venorsachen, 
wenn geschiedene, zu Unterhaltszahlungen an 
den früheren Ehegatten und die Kinder ver- 
pflichtete Ehegatten während der Dauer der Un- 
terhaltsverpflichtung/Unterhaltszahlung wie 
Verheiratete nach der SphttingtabeUe besteuert 
würden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


88. Abgeordneter 

Wolfram 

(Recklinghausen) 

(SPD) 


Wie beurteüt die Bundesregierung die kriegeri- 
schen Auseinandersetzungen im Persischen Golf 
hinsichtüch der europäischen und deutschen öl- 
versorgimg, und wie gedenkt sie darauf zu rea- 
gieren? 


89. Abgeordneter 

Wolfram 

(Recklinghausen) 

(SPD) 


Erfolgen die Verhandlungen des Landes Baden- 
Württemberg und der Baden werke nüt Electrici- 
te de France (EDF) über die Beteiligung an zwei 
neuen Kernkraftwerksblöcken und der entspre- 
chenden Stromabnahme nüt Wissen und Billi- 
gung der Bundesregierung, und wenn nein, wie 
beurteüt die Bundesregierung dieses Vorhaben, 
vor allem auch in seinen Auswirkungen auf den 
Kohle-Verstromungsvertrag? 


90. Abgeordneter 

Austermann 


(CDU/CSU) 


Wie will die Bundesregierung sicherstellen, daß 
künftig bei Baumaßnahmen im Bundesgebiet 
-und speziell bei solchen, bei denen der Bund 
Auftraggeber ist - nicht Leiharbeiter und Kolon- 
nen von Arbeitern aus der,, DDR" eingesetzt 
werden? 


91. Abgeordneter 
Gansei 


(SPD) 


In welchem Stadium befinden sich Genehmi- 
gungsverfahren zur Lieferung von Rüstungsgü- 
tem und Kriegswaffen nach Saudi-Arabien und 
Syrien? 
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92. Abgeordneter 
Gansei 


(SPD) 


In welchen Fällen ist die Lieferung von Kriegs- 
waffen und Rüstungsgütem in den Irak und in 
den Iran seit dem 1. September 1980 genehmigt 
worden? 


93. Abgeordneter 
Bindig 
(SPD) 


Trifft es zu, daß trotz einer enormen Steigerüng 
der Handelsbeziehungen zwischen der Bundes- 
repubhk Deutschland und dem Iran (Steigerung 
der deutschen Ausfuhren in den Iran 1983/82 um 
126,8 V. H.) der Besuch von Mitghedem der Bun- 
desregierung, z. B. Staatssekretär Dr. von Wür- 
zen, im Iran vornehmlich dem „Abbau wirt- 
schaftiicher Berührungsängste des Iran" dient? 


Bonn, den 1. Juni 1984 





